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BETRIEBSPRÜFUNG

Ein Anlassfall für den neuen Fahrplan war

die Betriebsprüfung in einer Gastwirtschaft.

Dort wurde unter anderem bemängelt, dass

der Betreiber kein Programmierprotokolt

der Registrierkasse vorlegen konnte, dass

die fortlaufende Nummerierung von Tages-

summenbons nicht erfüllt war, dass für
die Thekenkasse kein Kassenbericht mit
Tagesendbeständen vorhanden war, dass

der lnventurbestand am Jahresende nicht

ermittelt, sondern nur geschätzt wurde und

verschiedene Bareinlagen nicht geklärt wer-

den konnten.
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Schätzung mit Zeitreihenvergteich (ZRV)

Der Prüferverprobte die Buchführung sodann

mit der Methode des ZRV. Für iede Woche

ermittelte er aus den Eingangsrechnungen

den Wareneinkauf, minderte ihn um Sachent-

nahmen der Familie und Verköstigung des

Personals. Er berücksichtigte die Verände-

rung des Warenbestands zum Jahresende und

verteilte diese gleichmäßig auf iede Woche.

Den so ermittelten wöchentlichen Warenein-

satzverglich ermit den erklärten Einnahmen.

Daraus ergab sich für iede Woche ein Roh-

gewinnaufschtagssatz. Sodann ermittelte >
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Horst Langer Claus Langer

Wie gerne machen Sie die Buchfüh-

rung? Wenn gerade wichtige unterneh-

merische Entscheidungen anstehen

odervielBetrieb ist, kann die (digitale)

Zettelwirtschaft ganz schön nerven.

Ein Fall, wie der im Journal-Aufmacher
beschriebene, wírd lhnen iedoch nie

passieren. Er illustriert drastisch, mit

welchen Schätzmethoden Betriebs-

prüfer vorgehen, wenn bei der Buch-

füh rung allzu arg geschlam pt wird. Der

Geprüfte muss im schlimmsten Fatt mit

sogenannten Zeitreihenvergleichen
(ZRV) rechnen. Was das ist, lesen Sie

gleich tinks auf dieser Seite.

Auch die restlichen Journal-Artikel
bieten gewohnt v¡el lnformation.

Zur Absetzbarkeit von Gesundheits'
kosten für den Arbeitgeber etwa, den

häufigsten Fehlern beim Erstellen

eines Testaments oder der Frage, wie

hoch die Miete bei Angehörigen sein

muss. Und falls Sie Themen haben, die

Sie auf diesen Seiten nicht behandelt

sehen, rufen Sie uns einfach an. Wir

helfen lhnen gerne weiter!

hr Ertoþ ist unser Ziel.
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Sch ätzmethoden des
Betriebsprtifers
Das oberste deutsche Steuergericht hat kürzlich einen Fahrplan zurZulässigkeit

verschiedener Schätzmethoden heraus gegeben. Er richtet sich nach der Schwere der

formelten und materiellen Mängel einer Buchführung.
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Kinder in der Einkommensteuer
Der im Grundgesetz verankerte Schutz von Ehe und Familie wird vielerlei beachtet. ln
der Einkommensteuer gibt es automatische Vorteile und solche, die elnen Antrag erfor-
dern. Einen Überblick gibt die folgende Auflistung.

Finanzamt eine Vergleichsrechnung durch-
geführt, ob der Kinderfreibetrag oder das
Kindergetd günstiger ist. lst ersteres der Fail,

wird der Freibetrag automatisch gewährt und
das Kindergeld gegengerechnet.

Entlastungsbetrag für Alleinerziehende
Für Alleinerziehende gibt es eine weitere
Steuerentlastung. Der Freibetrag betäuft
sich auf € 1.308 iährlich.

> er den durchschnittlichen Aufschlagssatz
für jeweils 10 Wochen. Den jeweils höchs-
ten Zehn-Wochen-Durchschnittswert legte
er der Schätzung der Betriebseinnahmen
zugrunde. Diese Methode fi.ihrt logisch
immer zu einem Mehrergebnis, weil wie
erwähnt der höchste Durchschnittswert
des Jahres auf das gesamte Jahr angewen-
det wird.

Schätzmethode ie Schwere der
Verfehlungen
Da die Richter in der sehr komplizierten
Berechnung des Prüfers einige Fehler ent-
deckten, wiesen sie den Fall zur nochma-
ligen Überprüfung an das Finanzgericht
zurück mit folgenden Hinweisen:
Stufe 1¡ Bei einer Buchfi.ihrung, die formell

EINKOMMENSTEUER

Kindergeld
Eltern erhalten automatisch für jedes Kind
Kindergeld, ab 2017 sind das monatlich
€192 für das erste und das zweite Kind,
€ 198 für das 3. Kind und ab dem 4. Kind
jeweits € 223.

Kinderfreibetrag
Mit dem Kinderfreíbetrag wird das Exis-

tenzminimum des Kindes abgedeckt. Aus
diesem Grund wird dieserTeil des Einkom-
mens der Eltern nicht mit Einkommensteuer
belastet und somit steuerfrei gesteltt. Der
Freibetrag beträgt €3.678, er verdoppelt
sich, wenn die Eltern verheiratet sind und
gemeinsam veranlagt werden. lm Rahmen

des Einkommensteuer-Bescheides wird vom

ordnungsgemäß ist oder nur geringfügige
formetle Mängel aufweist, kann die Schät-
zung grundsätzlich nicht allein aufgrund des
ZRV erfolgen.
Stufe 2: lst die Buchführung formell nicht
ordnungsgemäß, sind aber materielle
Un richtigkeiten nicht kon kret nachgewie-
sen, kann der ZRV nur dann angewendet
werden, wenn andere Schätzmethoden, die
auf betriebsinternen Daten beruhen, nicht
sinnvoll einsetzbar sind.
Stufe 3: lst die Buchführung sowohtformell
als auch materiell unrichtig und übersteigt
die Unrichtigkeit eine Bagatellschwelle,
kann ein ZRV für die Zuschätzung heran-
gezogen werden, sofern sich im Einzetfal[
keine andere Schätzmethode aufdrängt, die
zu genaueren Ergebnissen ftihrt. I

Ki n derbetreuungskosten
Betreuungskosten sind zu zwei Drittel absetz-
bar, höchstens jedoch € 4.000 je noch nicht
14 Jahrealtem Kind. Dazu gehören Ausgaben
für Kindertagesstätten und Tagesmütter, Kos-

ten für die Beschäftigung von Kinderpflege-
rinnen, Erzieherinnen und Haushaltshitfen,
welche auch die Kinder betreuen, wie z. B.

Aupair-Mädchen. Begünstigt ist auch die
Betreuung bei Hausaufgaben.

Ausbildungsfreibetrag und
Krankenversicherung
Wohnt ein mindestens 18 Jahre altes Kind
außerhalb, kann man zusätzlich einen Aus-
bildungsfreibetragvon jährtich € 924 bean-
spruchen. Auch für Kinder bezahlte Kranken-

und Pflegeversicherungen sind absetzbar.
Voraussetzung ist in atlen Fällen, dass ein
Anspruch auf Kindergeld besteht. t

LOHNSTEUER

Betriebliche
Gesundheitsförderung
Um Gesundheitskosten an Arbeit-
nehmer steuerfrei zahlen zu können,
muss man einige Regetn beachten.

Ein Versicherungsmakler bezahtte seinen
Arbeitnehmern folgende Zusch üsse zur Ge-

sundheitsförderung: Kurse (Bauch-Rücken-

Com pact), Wirbelsäulengym nastik, Physio-

the ra p ie, Persona I Trai n in g zur Haltun gsan-

passung und Verbesserung der Musket- und

Gelenkfunktionen sowie Massagen. Die ge-

setzliche Höchstgrenze von jährtich € 500
wurde eingehalten. Ein Lohnsteuerprüfer
stellte die Steuerfreiheit jedoch in Frage,

weil die Maßnahmen nicht streng die An-
forderungen des Sozialgesetzbuchs erfült-
ten und die Dienstleister nicht die dort er-
wähnten Qualifi zierungen hatten.

Keine zu strengen Anforderungen
Der Fatl ging bis vor das Finanzgericht (FG),

das dem K[ägerteilweise Rechtgab. Nach

den Richtern sind zusätzlich zum ohnehin
geschuldeten Arbeitslohn erbrachte Leis-

tun gen des Arbeitgebers zur Verbesserung
des allgemeinen Gesundheitszustands
und der betrieblichen Gesundheitsförde-
rung steuerfrei. Dazu ist notwendig, dass
die Maßnahmen Mindestanforderungen
an Qualität und Zielgerichtetheit erfüllen.
Das ist der Fall, wenn sie durch Physiothe-
rapeuten, Heitpraktiker und qualifizierte
Fitnesstrain er erbracht werden.

AusblÍck: Nicht anerkonnt werden da-
gegen Dienstleistungen, wenn der Kom-

fo rtasp e kt d e n G esu n dh e ¡tsas p ekt ü be r-
wiegt, wie das bei den Massagen der Fall
war, die durch einen im WellnessbereÌch
täti g e n D i e n stlei ste r e rb racht wu rden. I
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Lur Ortsübl¡chkeit einer Miete
EINKOMMENSTEUER

Auch Vermietungen einerWohnung an Ange-

hörige sind als Einkünfte aus Vermietung
und Verpachtung der Einkommensteuer zu

unterwerfen. Dies gitt unter der Vorausset-

zung, dass die Vermietung wie zwischen
fremden Dritten vereinbart und durchge-
führt wird und dass die Miete auch laufend
bezahlt wird. Zu versteuernde Einkünfte
liegen auch vor, wenn die Miete aus fami-
liären oder steuerlichen Gründen niedriger
als üblich vereinbart wurde. Sind nämlich
die mit derVermietung zusammenhängen-
den Ausgaben höher als die Einnahmen,
entsteht ein Verlust, der steuermindernd
mit anderen positiven Einkünften verrech-
netwerden kann.

Die 66 7o-Grenze
Zur Vermeidung ungerechtfertigter Steu-
ervorteile hat der Gesetzgeber geregelt:

Beträgt das Entgelt für die Überlassung
einer Wohnung zu Wohnzwecken weniger

als 66 Prozent der ortsüblichen Miete, so ist
die Nutzungsüberlassung in einen entgett-

lichen und einen unentgettlichen Tei[ auf-

zuteilen. Beträgt das Entgelt bei auf Dauer

angelegter Wohnungsverm ietung mindes-
tens 66 Prozent der ortsüblichen Miete, gitt

die Wohnungsvermietung als entgeltlich.

Variante

EINKOMMENSTEUER

Angemessen heit
bei Herrenabenden
Das oberste deutsche Steuerge-
richt hatte küzlich darliber zu

urteiten, wann eine Unterhaltungs-
veranstaltun g li berfl lissi g un d

unangemessen lst.

Die Partner einer Rechtsanwalts-
kanzlei veranstalteten sogenannte
Herrenabende, zu denen wie der
Name sagt ausschließlich Männer
eíngeladen wurden. Sie fanden im
Garten des Wohngrundstûcks eines

Partners statt. Es wurden dabei bis

zu 358 Gäste unterhalten und bewir-

tet. Ein Betriebsprüfer verweigerte
deren steuerliche Absetzbarkeit, die
Rechtsanwälte klagten, der Fatl ging

bis vor den Bundesfi nanzhof (BFH).

Wann ist eine Repräsentation
überflüsslg?
Nach dem Gesetz dürfen Auh¡ven-

dungen für Jagd oder Fischerei, für
Segellachten sowie für ähnliche
Zwecke und die hiermit zusammen-

hängenden Bewirtungen den Gewinn

nicht mindern. Darunter fallen auch

Aufwendungen, die der Unterhaltung
von Geschäftsfreunden, der Freizeit-
gestaltung oder der (reinen) Reprä-

sentation dienen. Dieses Abzugs-
verbot wurde schon im Jahr 1960
(!!!) geschaffen, weil der Gesetzge-

ber diese Ausgaben ihrer Art nach

als überflüssig und unangemessen
wertete. Da der BFH aber keine Tatsa-

cheninstanz ist, hat er den Fall an das

Finanzgericht zurückverwiesen mit
der Maßgabe zu prüfen, ob die Art
und Weise der Veranstaltung unan-
gemessen ist. Das ist dann der Fat[,

wenn in der Art und Weíse der Gäs-

teunterhaltung Umstände erkennbar
sind, die die Veranstaltungvon einer
gewöhnlichen Feiertichkeit abheben.

Sottte den Gästen hier ein beson-
ders qualitatives Ambiente oder
ein besonderes Unterhaltungspro-
gramm geboten worden sein, wäre

die Grenze zur Unangemessenheit
überschritten. I

Wird Wohnraum an Angehörige vermietet, wird aus steuertichen Gründen oft eine sehr
niedrige Miete vereinbart. Um ungerechtfertigte Steuervorteile zu vermeiden, hat der
Gesetzgeber reagiert.
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Beispiel zur Ortsüblichkeit

Größe in qm 150 32

Miete pro qm

ortsüblich € 10,00 10,00 10,00

tatsächtich € 3,oo 5,00 6,60

Prozent 30,00 50,00 66,00

Gesamtmiete

mtl € 450,00 750,00 990,00
jhrl (t) € 5.400,00 9.000,00 11.880,00

Werbungskosten

jhrt € 10.000,00 10.000,00 10.000,00

ansetzbar (2) o/o 30 50 100

€ 3.000,00 5.000,00 10.000,00

zu versteuern Zeìle (1)-(2) € 2.400,00 4.000,00 1.880,00

Maßstab ist die Bruttomiete
Nicht immer klar war, ob es sich bei dem
Vergleich um Netto- oder Bruttomieten han-

detn sol[. Diese Fragestellung wurde kürz-

lich dem obersten deutschen Steuergericht
vorgelegt. Es entschied zugunsten der Brut-

tomieten. Nach Aussage der Richter ist für
die Berechnung der Entgeltlichkeitsquote
die Warmmiete zugrunde zu legen. Dazu ist

die ortsübliche Kaltmiete zuzügtich der nach

der Betriebskostenvero rdn un g um lagefähi-
gen Kosten zu verstehen.

Ausblìck: Die Begrenzung des Werbungs-

kosten abzug s g i lt a uch, we n n ei n e Woh n u n g

aus sozialen oder anderen Erwägungen ver-

günstigt an fremde Personen überlassen
wird. I

Fax (o84t) I r+6 gr+ K n ru zLE I L A N G E R



Testamente:
Die 10 häufigsten Fehler

ERBRECHT

1 . Ke¡n Testament: Ohne Testament gilt die
gesetzliche Erbfotge. Geht das Erbe an meh-

rere Personen, bitden sie eine Erbengemein-

schaft, die nur einstimmig handlungsfähig
ist. Das führt nur a[[zu oft zu Streitigkeiten.

2. Formfehler: Testamente (außer notari-
elle) müssen eigenhändig geschrieben und

unterschrieben sein, leserlich sein und soll-

ten am besten Ort und Datum enthalten.

3. r"¡n" Anderungsmöglichkeit: Beim
gemeinsamen Ehegattentestament oder
einem Erbvertrag wird oft übersehen, dass

sich nach dem Ableben des Erstversterben-

den die Verhältnisse so ändern, dass eine

Anpassung angezeigt wäre. Notwendig hier
ist eine Abwägung, ob und wann die Verfü-
gungen änderbar sein sollen.

4. Unkl"r. Formutierungen: Gerade selbst

ersteltte Verfügungen mit Tipps aus dem
lnternet sind oft mehrdeutig formuliert und

müssen von Gerichten ausgelegt werden,
was nicht unbedíngt dem tatsächlichen Wit-

len des Erblassers entspricht.

5. pfli.ttt"¡tsrecht fibersehen: Bei erb-
rechtlichen Gerichtsverfahren geht es meis-

tens um Pflichtteilsrechte. Die Forderungen

übergangener Kinder und/oder des Ehegat-

ten können die gewollte Erbfolge finanziell
enorm belasten.

6. fehler bei der Erbschaftsteuer: Gerade

die gegenseitige Erbeinsetzung von Ehegat-

ten verursacht oft doppelte Erbschaftsteu-
ern. Hier hilft nur eine genaue Steuerpla-
nung.

7. Falscher Ehevertrag: Die Gütertrennung

ist zwar in Scheidungsfätten oft richtig, im
Erbfall aber teurer. Das kann mit der soge-

nannten modifizierten Zugewinngemein-
schaft umgangen werden. Dabei bleiben die

Güter der Partnerwährend der Ehe getrennt,

ein Zugewinnausgleich wird nur bei Ableben

eines Partners ausgeführt.

8. Vorher schenken: Zur legalen Ausnut-
zung von Erbschaftsteuerfreibeträgen sollte
man dran denken, sich rechtzeitigvon nicht
benötigtem Vermögen zu trennen. Denn die
Freibeträge gibt es atle zehn Jahre neu.

9. T"rt"r"nt nicht auffindbar: lmmer
wieder werden Testamente nicht gefunden

oder ein dadurch Benachteiligter lässt es

verschwinden. Dagegen hilft nur die Hin-

terlegung beim Amtsgericht, die nur €75
kostet.

10. r"¡n Testamentsvollstrecker: Soll
das Vermögen verteilt werden oder ist eine
harmonische Erbauseinandersetzung nicht
zu erwarten, so[[te ein unabhängigerTesta-
mentsvollstreckereingesetztwerden. I

BETRIEBSPRÜFUNG

Bargeld und
Steuerschätzung
Die Lebenserfahrung zeigt, dass hohe
Geldbeträge gewinnbringend angetegt
werden. Die Abhebung hoher Bargetd-

beträge atlein begründet aber noch

keine Schätzungsbefugnis für den

Ansatz von Kapitaleinkünften.

Beí einem Apotheker fand eine Betriebs-
prüfungstatt. Die Gewinne in sechsJahren

beliefen sich auf insgesamt € 1.883.000.
Die Prüfung ergab ein Mehrergebnis von

tedigtich € 3.840 oder 0,2 %. Die Prü-

ferin stellte aber fest, dass insgesamt
€573.000 bar abgehoben wurden. Dar-

aus errechnete sie einen gedachten Geld-

bestand und ging davon aus, dass die
Steuerpflichtigen das Geld ins Ausland
geschafft und zinsbringend angelegt hät-

ten. Daraus schätzte sie nicht erklärte Zin-

sen von gesamt € 111.000.

Nachweispflicht für die Nichtexistenz
von Kapitalanlagen?
Der Fatt ging bis vor das Finanzgericht

Nürnberg. Dieses gab dem Kläger in vo[-

lem Umfang Recht. Laut den Richtern setzt

eine Schätzung voraus, dass Besteue-

rungsgrundlagen nicht ermittelt werden

können. Bei Auslandssachverhalten hat
der Steuerpflichtige zwar erhöhte Mitwir-
kungspflichten. Würde man aber die Fest-

stellungslast gänzlich umkehren, hätte das

zur Folge, dass der Steuerpflichtige das

Nichtvorhandensein eines aus[ändischen

Bankkontos nachweisen müsste. Da dies
gar nicht möglich ist, besteht generetl keine

Verpflichtung eines Steuerpfl ichtigen nach-

zuweisen, dass er im Ausland kein Konto

unterhält. Die Abhebung großer Bargeldbe-

stände allein begründet noch keine Schät-

zungsbefugnis für den Ansatz von Kapi-

taleinkÍinften. Es müssten hierzu weitere

lndizien dazukommen, z. B. ein gemischt

betrieblich-privates Konto, umfangreiche

Wertpapiergeschäfte oder das lnnehaben

eines Depots in der Schweiz.

Fazìt: Der KIäger hat die Verwendung des

Bargelds zwar nicht lückenlos darlegen
können. Generell ist man aber auch nicht
verpflichtet, die Verwendung von Bargeld
nachzuweÌsen oder dafür Unterlagen auf-

zubewohren. t

Fehlende oder falsche Testamente sind oft Austöser für Streit, nicht gewotlte Ergeb-

nisse oder zu hohe Steuern.
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